Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2454 


Sachgebief 82 


Der Bundesminister Bonn, den 16. Juli 1971 

für Arbeit und Sozialordnung 

IVb 3 -4533.1 -310/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Anhebung von niedrigen Renten 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Varelmann, Geisen- 
hofer, Härzschel, Müller (Remscheid), Dr. Riedl (Mün- 
chen), Müller (Berlin), Ruf und Genossen 
- Drucksache VI/2192 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet; 


1. Zugrundelegung von Mindestbemessungsgrundlagen 

a) Wäre es mit dem Gleichheitssatz vereinbar, eine derartige 
Maßnahme von einer Pflichtversicherungszeit oder Versiche- 
rungszeit bestimmter Dauer (beispielsweise 20, 25, 30, 35 
oder 40 Jahre) abhängig zu machen? 

b) Wäre der im Bericht erwähnte Ausschluß der Empfänger von 
Renten ab bestimmter Höhe mit dem Gleichheitssatz ver- 
einbar? 


Die Bundesregierung sieht dann keine verfassungsrechtlichen 
Bedenken, wenn innerhalb der vorzunehmenden Abgrenzung 
eine gleiche Behandlung sichergestellt wird. 


c) Welcher Mindestvomhundertsatz wäre erforderlich, um bei 
einer Versicherungszeit von 20, 25, 30, 35 und 40 Jahren 
Renten zu erreichen, die den im Bericht zugrunde gelegten 
Sozialhilferegelsatz übersteigen (getrennt für Rentner mit 
und ohne Ehefrau)? 

d) Welchen jährlichen finanziellen Aufwand der gesetzlichen 
Rentenversicherung würde die unter Buchstabe c genannte 
Maßnahme erfordern, und wie viele Personen wären be- 
troffen? 
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e) Kann die Bundesregierung die Auswirkungen der Maßnahme 
auf die Rentenhöhe an einigen Modellrechnungen darstellen? 

Die Renten der sozialen Rentenversicherung richten sich grund- 
sätzlich nach der Anzahl der Versicherungsjahre und nach der 
Höhe der versicherten Arbeitsentgelte. Dagegen werden die 
Sozialhilferegelsätze am Bedarf der Empfänger ausgerichtet. In 
den Fragen werden beide Maßstäbe miteinander verknüpft. 
Eine solche Verknüpfung würde ein Abgehen von der geltenden 
Rentenformel bedeuten. Da dieses nicht in Betracht kommt, 
möchte die Bundesregierung auch davon absehen, Berechnungen 
hierüber durchzuführen. Hinsichtlich der weiter anzustellenden 
Überlegungen wird auf die am Schluß dieser Antwort angekün- 
digten Vorhaben verwiesen. 


2. Übernahme von Tabellenwerten 

a) An welche Voraussetzungen soll die Zuordnung von Tabel- 
lenwerten geknüpft sein? 

b) Welche Höhe sollen die Tabellenwerte erreichen? 

Die Bundesregierung hat im Bericht zu Fragen der Rentenver- 
sicherung die Übernahme von Tabellenwerten als Möglichkeit 
aufgeführt, nicht jedoch eine Absicht zu dahin gehenden Vor- 
schlägen bekundet. Welche Voraussetzungen und Höhen für 
Tabellenwerte gewählt werden sollen, unterliegt der jeweiligen 
Entscheidung, insbesondere auch derjenigen der Fragesteller. 
Daher können die Fragen nur von den Fragestellern selbst be- 
antwortet werden. 


c) Welche finanziellen Aufwendungen würden sich jährlich für 
die gesetzliche Rentenversicherung ergeben, und wie viele 
Personen wären von der Maßnahme betroffen? 

d) Kann die Bundesregierung die Auswirkung der Maßnahme 
auf die Rentenhöhe an einigen Modellrechnungen darstellen? 


Die Beantwortung dieser Fragen entfällt im Hinblick auf die 
Antwort zu 2. a) und b). 


3. Errechnung der Rentenbemessungsgrundlagen unter Zugrunde- 
legung bestimmter Jahre 

a) Läßt sich - notfalls überschlägig - abschätzen, wie viele 
Rentner von einer derartigen Maßnahme betroffen würden? 

b) Welche finanziellen Aufwendungen würden sich für die 
gesetzliche Rentenversicherung bei Zugrundelegung der 
letzten 15 (20) Jahre und der besten 15 (20) Jahre ergeben? 

c) Kann die Bundesregierung die Auswirkungen der Maßnahme 
auf die Rentenhöhe an einigen Modellrechnungen dar- 
stellen? 


Würde die Rentenformel so umgestaltet, daß bei der Leistungs- 
berechnung nicht mehr vom Gesamtdurchschnitt, sondern von 
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einem Durchschnittswert aus bestimmten Versicherungsjahren 
auszugehen wäre, so würden von dieser Regelung alle Berech- 
tigten erfaßt. Bei dieser Regelung ergäbe sich für alle Rentner 
iiiit iiieiii als 15 Vtiisichei uiigsjaiiren eine Besserstellung gegen- 
über dem geltenden Recht, wenn der Leistungsberechnung der 
Durchschnittswert aus den besten 15 (20) Versicherungsjahren 
zugrunde zu legen wäre. Würde dagegen vom Durchschnitts- 
wert der letzten 15 (20) Versicherungsjahre ausgegangen, so 
würden dadurch zwar Nachteile aus der Unterentlohnung in 
früheren Zeiten beseitigt werden, es würde aber andererseits 
nicht eine Schlechterstellung gegenüber der geltenden Regelung 
in Fällen ausgeschlossen werden können, in denen sich die rela- 
tiv höchsten Werte aus den Zeiten vor den letzten 15 (20) Ver- 
sicherungsjahren errechnen, wie z. B. in Fällen der Überver- 
sicherung vor Einführung der Beitragsabführung im Lohnab- 
zugsverfahren. 


4. Besteht nach Auffassung der Bundesregierung die Möglichkeit, 
niedrige Witwenrenten gegenüber sonstigen Kleinrenten bevor- 
zugt zu behandeln? 


Die Art der gestellten Frage erlaubt keine Antwort in der 
Sache. Jede Bevorzugung eng abgegrenzter Gruppen von Rent- 
nern legt eine ins einzelne gehende Prüfung nahe, ob verfas- 
sungsrechtliche Bedenken bestehen. Diese Prüfung kann jedoch 
nur dann angestellt werden, wenn Voraussetzungen und Um- 
fang der Maßnahme näher bekannt sind. Eine pauschale Erklä- 
rung über die Bedenklichkeit oder die Unbedenklichkeit ist 
nicht möglich. 

Zu den Fragen 1. d), 2. c) und 3. b) wird ergänzend bemerkt: 

Die Bundesregierung war trotz der sich aus den in Vorberei- 
tung befindlichen Reformvorhaben ergebenden starken Arbeits- 
belastung bemüht, die im Vordergrund stehenden Fragen nach 
den finanziellen Auswirkungen einer Anhebung von niedrigen 
Renten zu beantworten. Die Bemühungen waren leider ohne 
Erfolg. Da geeignete statistische Unterlagen fehlen, müßten um- 
fangreiche und erst in den nächsten Monaten abzuschließende 
Erhebungen angestellt werden, um die sich ergebenden Mehr- 
aufwendungen beziffern zu können. Die Bundesregierung ist 
der Auffassung, auch im Sinne der Fragesteller zu handeln, 
wenn sie in dem von ihr vorbereiteten Entwurf eines Gesetzes 
zur Weiterentwicklung des Rechts der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung bereits Lösungsvorschläge unterbreitet. Mit den Lö- 
sungsvorschlägen dürfte zugleich auch zu weiteren Fragen der 
Kleinen Anfrage Stellung genommen sein. 


Walter Arendt 
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